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Rechtsprobleme im Zuge der Ahnenforschung

von Stud.iur. Alexander Voigt und Rechtsanwalt Malte Jörg Uffeln Mag.rer.publ. (Gründau )

Die Ahnenforschung (auch: Familiengeschichtsforschung oder Genealogie) beschäftigt sich mit der Abstammung einer bestimmten Person. 

Gerade im heutigen Zeitalter und vor allem durch die neuen Möglichkeiten des Internets kann es dabei zu rechtlichen Problemen kommen, einhergehend mit der Beschäftigung der Daten von bereits verstorbenen oder noch Lebenden Vorfahren. 
Diese spitzen sich größtenteils auf die Problembereiche des Datenschutzes und Urheberrechts zu, ausgehend von dem Persönlichkeitsrecht jedes Einzelnen.

I. Das Allgemeine Persönlichkeitsrecht

Anknüpfungspunkt für die Schutznormen des Einzelnen ist dabei regelmäßig das allgemeine Persönlichkeitsrecht. Zunächst sollte dieses daher kurz erläutert werden.

Mittlerweile ist anerkannt, dass jede natürliche Person Träger eines allgemeinen Persönlichkeitsrechts ist. Dieses wurde als Grundrecht durch das Bundesverfassungsgericht aus den Artikeln 2 Abs. I und 1 Abs. I entwickelt
.

Gerichtet ist dieses Recht auf die Achtung und Entfaltung der Persönlichkeit. Konkretisiert wurde dieses Recht in verschiedenen Gesetzen und Gerichtsentscheidungen, vor allem auch durch das Bundesverfassungsgericht. 

Bei einer Verletzung dieses Persönlichkeitsrechts können Ansprüche des Rechtsträgers gegen den Schädiger entstehen.
Im Folgenden soll die Bandbreite der Möglichkeiten der Verletzung dieses Rechts auf die Problemfälle konkretisiert werden, die bei der Ahnenforschung die größte Bedeutung haben.

II. Der Datenschutz – das BDSG
Eine Ausprägung dieses allgemeinen Persönlichkeitsrechts ist das Recht auf informationelle Selbstbestimmung. Dieses soll dem Einzelnen das Recht geben, selbst darüber entscheiden zu können, welche seiner personenbezogenen Daten er freigeben möchte und wie diese verwendet werden sollen.

Vorrangig geschützt ist dieses Rechtsguts durch das 1978 in Kraft getretene Bundesdatenschutzgesetz (BDSG).

Dieses Gesetz normiert die grundsätzlichen Regelungen über den Datenschutz. Lebende Personen fallen unproblematisch unter den Anwendungsbereich dieses Gesetzes, sollten daher vor der Veröffentlichung von Ergebnissen, die private Daten beinhalten, grundsätzlich um eine Einwilligung gebeten werden, um datenschutzrechtliche Rechtsfolgen zu vermeiden.

Im Zuge der Ahnenforschung ist aber vor allem auch relevant, ob Verstorbene wie Lebende in den Anwendungsbereich des Gesetzes fallen. 
Was sagt das Gesetz hierzu?

§ 1 BDSG

Zweck und Anwendungsbereich des Gesetzes

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, den Einzelnen davor zu schützen, dass er durch den Umgang mit seinen personenbezogenen Daten in seinem Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt wird. […]
Im Gesetz selbst gibt es ansonsten keine Hinweise, ob auch die Daten Verstorbener dem Datenschutz unterliegen. 
In Betracht gezogen werden muss daher oben genannter Zweck des Gesetzes. 
Zweck des BSDG ist es gemäß § 1 Abs. I BDSG, die grundrechtlich geschützte freie Entfaltung der Persönlichkeit zu gewährleisten. 
Diese freie Entfaltung der Persönlichkeit ist allerdings nur Lebenden möglich, Verstorbene können ihre Persönlichkeit ja gerade nicht mehr entfalten. Mithin kann auch Sinn des Gesetzes nur sein, dass es grundsätzlich nur für die Daten Lebender anwendbar ist
.

Bei der Veröffentlichung von Forschungsergebnissen über Verstorbene ist der Datenschutz im Sinne des BSDG also grundsätzlich unbeachtlich. 
Etwas anderes ergibt sich nur dann, wenn die Daten noch lebende Personen betreffen, so z.B. bei Erbkrankheiten, die naturgemäß auch noch lebende Nachfahren betreffen können. Dann können durchaus auch datenschutzrechtliche Erwägungen in Betracht gezogen werden
. 

In soweit müssten diese ggf. auch in die Veröffentlichung von Ergebnissen einwilligen (s.o.).
III. Nutzung allgemein zugänglicher Quellen - insbesondere Abbildungen und Texte
Relevant bei der Veröffentlichung von Forschungsergebnissen sind auch Abbildungen und Texte, die von „fremden“ Quellen stammen. Gerade durch die Entwicklung multimedialer Netzwerke hat sie die Anzahl solcher Quellen deutlich erhöht.

Mithin ist es durchaus relevant zu wissen, wie man mit solchen Quellen umzugehen hat bzw. in wiefern man diese nutzen kann.

Dies soll im folgenden Abschnitt dargestellt werden.
1. Das Kunsturhebergesetz

Zunächst soll das Kunsturhebergesetz (KunstUrhG) betrachtet werden. Dieses kann bei der Nutung von Abbildungen von Personen relevant werden.

Der Name des Gesetzes täuscht in soweit über den Anwendungsbereich hinweg. So findet es nicht nur bei künstlerischen Aufnahmen und ähnlichem Anwendung, sondern bei allen Aufnahmen von Personen, egal ob künstlerischer Art oder nicht.

Fraglich ist hier also, ob Abbildungen von Personen aus allgemein zugänglichen Quellen für die Ahnenforschung genutzt werden dürfen und ob sich hier Unterschiede bei einer Verwendung für lediglich private Zwecke und für Veröffentlichungen ergeben.

Was sagt das Gesetz hierzu?


§ 22 KunstUrhG
Bildnisse dürfen nur mit Einwilligung des Abgebildeten verbreitet oder öffentlich zur Schau gestellt werden. Die Einwilligung gilt im Zweifel als erteilt, wenn der Abgebildete dafür, dass er sich abbilden ließ, eine Entlohnung erhielt. […] 

Die Norm soll den Einzelnen vor unbefugter Verbreitung oder öffentlicher zur Schau Stellung von Bildnissen schützen
. 
Unbefugt ist eine Verbreitung dann, wenn keine (auch keine konkludente) Einwilligung des Abgebildeten vorliegt
. 
Verstöße gegen diesen § 22 KunstUrhG können gemäß §§ 33 ff KunstUrhG sogar strafrechtliche Konsequenzen zur Folge haben.
Bereits hier zeigt sich, dass Unterschiede zwischen Bildnissen für private Sammlungen und solchen, die der Veröffentlichung dienen, gemacht werden. 
Das ledigliche Vorhandensein eines Bildnisses in einer privaten Sammlung fällt schon dem Wortlaut nach nicht unter § 22 KunstUrhG.
Werden solche Bildnisse allerdings auch in Studien bzw. Forschungsergebnissen veröffentlicht, ist der Anwendungsbereich eröffnet.

Ohne die Einwilligung des Abgebildeten dürfen diese Bilder also nicht veröffentlicht werden.

Ausgenommen sind hier aber bspw. absolute und relative Personen der Zeitgeschichte und Gruppenaufnahmen (z.B. bei Demonstrationen).

Grundsätzlich ist dabei auch davon auszugehen, dass die Einwilligung bei bereits veröffentlichten Fotos nur den Zweck bei Erstellung der Aufnahme umfasst und nicht ausgedehnt werden kann
. (Des Weiteren könnten hier urheberrechtliche Aspekte in Betracht gezogen werden, dazu unten mehr)
Es stellt sich nunmehr die Frage, wie lange die Dauer des Schutzes vor der unbefugten Verbreitung von Bildnissen ist.

Schutzdauer

Geschützt werden zunächst die Bildnisse noch lebender Personen. Bei der Veröffentlichung von Bildnissen dieser ist dabei grundsätzlich die Einwilligung dieser erforderlich (s.o.). 

Wie sieht es aber mit der Veröffentlichung von Bildnissen Verstorbener aus? Gerade diese Frage stellt sich ja bei der Veröffentlichung von Ahnentafeln und ähnlichem.

§ 22 KunstUrhG
[…] [Satz 3:] Nach dem Tode des Abgebildeten bedarf es bis zum Ablaufe von 10 Jahren der Einwilligung der Angehörigen des Abgebildeten. […]
Ist eine Person bereits länger als 10 Jahre verstorben, so bedarf es also keiner Einwilligung bei der Veröffentlichung von Bildnissen.
Ist diese Zeit allerdings noch nicht verstrichen, müssen die Erben bzw. nahen Angehörigen in eine Veröffentlichung einwilligen
.
Grundsätzlich ist demzufolge bei Lebenden Personen also eine Einwilligung einzuholen, bei Verstorbenen ist entscheidend, wann die abgebildete Person verstorben ist.

2. Das Urheberrecht

Ist der Veröffentlichende allerdings selbst nicht Urheber des Bildnisses, können auch noch urheberrechtliche Tatbestände einschlägig sein. 
Die Normen des Urheberrechts finden sich im Gesetz über Urheberrecht und verwandte Schutzrechte (UrhG). 
Dieses wird im Folgenden einer näheren Betrachtung unterzogen.
§ 15 UrhG

 Allgemeines

(1) Der Urheber hat das ausschließliche Recht, sein Werk in körperlicher Form zu verwerten; das Recht umfaßt insbesondere

1.

das Vervielfältigungsrecht (§ 16),

2.

das Verbreitungsrecht (§ 17),

3.

das Ausstellungsrecht (§ 18).
Das Verwenden von Bildern aber auch Texten aus öffentlich zugänglichen Quellen könnte also ein alleiniges Recht des Urhebers darstellen. 
Voraussetzung hierfür wäre, dass diese Texte bzw. Bilder unter den urheberrechtlichen Begriff des Werkes fallen. 
Den Begriff des Werks normiert dabei § 2 UrhG.
§ 2 UrhG

Geschützte Werke

(1) Zu den geschützten Werken der Literatur, Wissenschaft und Kunst gehören insbesondere:

1.

Sprachwerke, wie Schriftwerke, Reden und Computerprogramme; […]

5.

Lichtbildwerke einschließlich der Werke, die ähnlich wie Lichtbildwerke geschaffen werden; […]
(2) Werke im Sinne dieses Gesetzes sind nur persönliche geistige Schöpfungen.
Bilder und auch Texte auch aus öffentlich zugänglichen Quellen unterfallen also dem Werk-Begriff des UrhG, wenn sie persönliche, geistige Schöpfungen darstellen.
Die Abgrenzung ist hier problematisch und nicht einfach. 
Grundsätzlich sollte aber davon ausgegangen werden, dass verwendete Texte und Bilder dem Werksbegriff unterfallen. Zwar wird bspw. auch solchen Lichtbildern, die keine Lichtbildwerke darstellen, über § 72 I UrhG ein ähnlich großer Schutz zugestanden, um allerdings Urheberrechtsverletzungen zu vermeiden, sollte von dem „größeren“ Schutzrahmen der Werke ausgegangen werden. 
Dabei entfällt die Gefahr, aufgrund einer falschen Einordnung eine Schutznorm des UrhG zu „übersehen“.

Im Folgenden wird deshalb angenommen, dass die Bilder und Texte Werke im Sinne des UrhG darstellen.
Somit ist auch der Anwendungsbereich dieses Gesetzes eröffnet.
In wie weit ist nun mit diesen Texten/Bildern zu verfahren?

Gemäß §§ 15ff UrhG hat der Urheber also das alleinige Vervielfältigungs-, Verbreitungs- und Ausstellungsrecht. 
In der Praxis wird dieses Recht allerdings oft an Verwerter abgetreten, so dass diese die Rechte nach §§ 15 ff UrhG zustehen
. 
Daraus ergibt sich im Umkehrschluss, dass Dritte gerade nicht zur Veröffentlichung und Vervielfältigung berechtigt sind
.
Bereits das Herunterladen eines Bildes oder Drucken eines Textes stellt dabei allerdings eine Vervielfältigung dar
. 
Somit wäre die Nutzung von Bildern, bei denen kein Verwertungsrecht besteht, Dritten grundsätzlich untersagt.

Gibt es hierbei Unterschiede zwischen Veröffentlichungen und privaten Sammlungen?

Fraglich ist, ob es hierbei Unterschiede gibt, ob die Bilder in Forschungsergebnissen veröffentlich werden sollen oder nur für den privaten Gebrauch bestimmt sind.

Veröffentlichungen
Veröffentlichungen sind grundsätzlich nur dem Urheber (bzw. dem Inhaber der Verwertungsrechte) gestattet. 
Dies gilt sowohl für körperliche (Ausdrucke, etc) als auch für öffentliche unkörperliche (Vorlesungen, etc) Verwertungen, § 15 II UrhG.

Solche Bilder oder Texte, an denen keine Verwertungsrechte bestehen, können also grundsätzlich nicht in Forschungsergebnissen veröffentlicht werden. 

Ausnahmen

Hierzu gibt es allerdings Ausnahmen. Die wohl wichtigste Ausnahmevorschrift für die Verwendung urheberrechtlich geschützter Texte stellt dabei das Zitatrecht dar.

Zitate
Aufgrund des Zitatrechts ist es möglich, in Veröffentlichungen  Ausschnitte oder sogar ganzen Werken Dritter zu veröffentlichen.

Voraussetzung dafür ist, dass diese Texte/Werke in Zitatform veröffentlicht werden und der Schaffung eines eigenen Werkes dienen
. § 51 UrhG regelt dies:

§ 51 UrhG

Zitate

1Zulässig ist die Vervielfältigung, Verbreitung und öffentliche Wiedergabe eines veröffentlichten Werkes zum Zweck des Zitats, sofern die Nutzung in ihrem Umfang durch den besonderen Zweck gerechtfertigt ist. 2Zulässig ist dies insbesondere, wenn

1.

einzelne Werke nach der Veröffentlichung in ein selbständiges wissenschaftliches Werk zur Erläuterung des Inhalts aufgenommen werden,

2.

Stellen eines Werkes nach der Veröffentlichung in einem selbständigen Sprachwerk angeführt werden, […]
Grundsätzlich ist es also auch Dritten gestattet, unter Umständen sogar ganze Werke (Absatz 2 Nr. 1) zu zitieren.
Voraussetzung dabei ist allerdings, dass die Veröffentlichung innerhalb derer zitiert wird ein selbstständiges Werk im Sinne des Urheberrechts (s.o.) darstellt
. 
Bei der Veröffentlichung von Ergebnissen der Ahnenforschung dürfte dies allerdings regelmäßig der Fall sein, so dass hier kein Problem liegen sollte.
Quellenangabe

Zu beachten ist bei Zitaten allerdings die Vorschrift des § 63 UrhG. Diese Regelt die Pflicht, die Quelle des (hier: zitierten) Werkes zu nennen.

§ 63 UrhG

Quellenangabe

(1) 1Wenn ein Werk oder ein Teil eines Werkes in den Fällen des § 45 Abs. 1, der §§ 45a bis 48, 50, 51, 53 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 3 Nr. 1 sowie der §§ 58 und 59 vervielfältigt wird, ist stets die Quelle deutlich anzugeben. […]
Die Vorschrift verweist in soweit auf den § 51, der das Zitatrecht regelt (s.o.). 

Daraus folgt, dass bei Zitaten immer die Quelle anzugeben ist, aus der das Zitat übernommen wurde. 
Andernfalls würde auch hier ein Urheberrechtsverstoß vorliegen.

Das Urheberrecht und die private Nutzung
Unterschiede zum soeben erörterten gibt es hier allerdings bei der privaten Nutzung von Werken.

Das Recht, ein Werk zu vervielfältigen, ist hier durch § 53 UrhG gelockert.
§ 53 UrhG

Vervielfältigungen zum privaten und sonstigen eigenen Gebrauch

(1) 1Zulässig sind einzelne Vervielfältigungen eines Werkes durch eine natürliche Person zum privaten Gebrauch auf beliebigen Trägern, sofern sie weder unmittelbar noch mittelbar Erwerbszwecken dienen, soweit nicht zur Vervielfältigung eine offensichtlich rechtswidrig hergestellte oder öffentlich zugänglich gemachte Vorlage verwendet wird. […]
Demnach ist es Ahnenforschern als natürlichen Personen durchaus gestattet, für ihre eigene private Sammlung urheberrechtlich geschützte Bilder und Texte zu nutzen bzw. zu archivieren. 
Voraussetzung hierfür ist, dass diese Nutzung auch lediglich privat ausgestaltet ist und keine Erwerbsinteressen dient
.
Auch dürfen diese Sammlungen gerade nicht veröffentlicht werden oder öffentlich zur Schau gestellt werden (der Kreis der Familie bspw. ist hierbei allerdings ausgenommen
), ansonsten läge kein lediglich privater Gebrauch und mithin eine Urheberrechtsverletzung vor.
Schutzdauer

Auch hier stellt sich wiederum die Frage, ob Urheberrechte nach einer bestimmten Zeit erlöschen.

Zu dieser Frage gibt hier § 64 UrhG eine Antwort:

§ 64 UrhG

Allgemeines

Das Urheberrecht erlischt siebzig Jahre nach dem Tode des Urhebers.

Grundsätzlich erlischt das Urheberrecht an Werken also 70 Jahre nach dem Tod des Urhebers. Nach Verstreichen dieser Schutzfrist sind diese Werke „gemeinfrei“, können also von jedem ohne Zustimmung genutzt werden
.  
Hier gibt es allerdings wiederum eine gravierende Einschränkung. 
So ist das Urheberrecht gemäß § 28 UrhG vererblich. 
Sind also Erben des Urhebers vorhanden, sind diese dann als Urheber anzusehen, so dass auch das Urheberrecht nicht gemäß § 64 UrhG erlöschen kann. Die Vorschrift ist in daher also in vielen Fällen nicht anwendbar.
Ergebnis
Dies soll als grober Überblick über die urheberrechtlichen Probleme bei der Ahnenforschung dienen. Abschließend dazu ist also zu sagen, dass grundsätzlich davon auszugehen ist, dass an Bildern und Texten aus öffentlich zugänglichen Quellen auch ein Urheberrecht, sei es auch ein vererbtes, besteht. 
Somit wäre für Veröffentlichungen auch eine Erlaubnis der Nutzung dieser Werke einzuholen, gerade um Urheberrechtsverletzung zu vermeiden.

Lediglich die private Nutzung ist hiervon ausgeschlossen.
IV. Veröffentlichung peinlicher Geschehnisse
Problematisch könnte ebenso die die Erzählung/Veröffentlichung von peinlichen Geschehnissen aus dem Privatleben der in der Forschung näher betrachteten Personen sein. 
Bei Lebenden Personen können solche Probleme durch die Einholung einer Erlaubnis, diese „Histörchen“ zu veröffentlichen, umgangen werden.
Wie ist dies allerdings bei Verstorbenen?

Anknüpfungspunkt ist hier wiederum das allgemeine Persönlichkeitsrecht.

1. Verunglimpfung des Andenkens Verstorbener
Je nach Aussage gerät man unter Umständen in die Gefahr, eine Verunglimpfung im Sinne des StGB vorzunehmen.

§ 189 StGB

Verunglimpfung des Andenkens Verstorbener

Wer das Andenken eines Verstorbenen verunglimpft, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.
Als Verunglimpfung ist dabei eine besonders schwere Beleidigung zu verstehen
. Dies kann auch in Form einer Tatsachenaussage geschehen. Eine solche Verunglimpfung kann dabei allerdings nur bei einer besonders schweren Kränkung bejaht werden
.

Es ist daher nicht davon auszugehen, dass Geschehnisse aus dem Privatleben, auch wenn sie peinlicher Natur sind, hier als ein solches Verunglimpfen anzusehen sind. Somit dürfte diese Vorschrift im Regelfall keine Rolle spielen.
2. Das postmortale Persönlichkeitsrecht
Weitere Probleme könnten allerdings dadurch auftreten, dass das allgemeine Persönlichkeitsrecht (s.o.) mittlerweile als sonstiges Recht im Sinne des § 823 BGB anerkannt ist.
Somit könnten bei einer Verletzung dieses Rechts Schadensersatzpflichten des Schädigers begründet werden.

Fraglich ist aber, wann das allgemeine Persönlichkeitsrecht verletzt ist. 
Eine solche Verletzung kann gegeben sein, wenn besonders intime Details veröffentlicht werden. Gerade die Intimsphäre ist ein besonders geschützter Bereich, der der Öffentlichkeit nicht zugänglich sein soll.
Hier sind vor allem Medien betroffen, die bspw. über die Privatsphäre berichten. 
Denkbar wäre aber auch, dass eine Veröffentlichung im Rahmen der Ahnenforschung ähnlich wie eine solche Medienberichterstattung wirkt.
Geschützt sind dabei nicht nur Lebende. In der Mephisto Entscheidung hat das Bundesverfassungsgericht anerkannt, dass es auch ein postmortales Persönlichkeitsrecht gibt, das schutzwürdig ist.
Die Ausdehnung des Persönlichkeitsrechts soll dabei vor allem den allgemeinen Wert- und Achtungsanspruch des Verstorbenen schützen
.

Der Schutz dieses postmortalen Persönlichkeitsrecht beschränkt sich in so weit allerdings auf schwerwiegende Verletzungen des Wert- und Achtungsanspruchs des Verstorbenen
.
Allerdings muss auch hier wiederum eine zeitliche Begrenzung beachtet werden. So hat der BGH im Fall Emil Noldes 30 Jahre nach dem Tod des Malers noch einen Schutz des Persönlichkeitsrechts bejaht
. Genaue Grenzen gibt es hierzu allerdings nicht.

Bei einer Verletzung dieses postmortalen Persönlichkeitsrechts entstehen allerdings keine Schadensersatzansprüche. Vielmehr kann sich ein Anspruch „nur“ auf Unterlassung und Beseitigung der Schädigung beziehen.

Der Schutz des postmortalen Persönlichkeitsrechts ist daher schwer abstrakt zu beschrieben und vor allen an Einzelfällen ausgebildet, so dass Verallgemeinerungen schwer sind.

Grundsätzlich sicherer wäre es daher, sich vor der Veröffentlichung von Forschungsergebnissen, die unter Umständen eine Verletzung des Persönlichkeitsrechts bedeuten können, abzusichern.

Wen müsste man bei Veröffentlichung von solchen Geschichten um Erlaubnis fragen?

Die Frage, wer eine Veröffentlichung erlauben kann, die eventuell Ansprüche aus einer Verletzung des Persönlichkeitsrechts des Verstorbenen begründen, ergibt sich daraus, wer Wahrnehmungsberechtigter der Interessen des Verstorbenen ist.

Dabei ist zu beachten, dass das Persönlichkeitsrecht an die Person ihres Trägers gebunden ist, der Wahrnehmungsbefugte wird also nicht selbst Träger dieses Rechtes, kann also grundsätzlich auch nicht in eine Verletzung einwilligen.

Allerdings müssen die Wahrnehmungsberechtigte, in der Regel sind dies die nahen Angehörigen, eine Verletzung des Rechts erst rügen, bevor Ansprüche entstehen können.

Willigen diese also in eine Veröffentlichung ein, so besteht auch keine Gefahr, dass Ansprüche gegen den vermeintlichen Schädiger geltend gemacht werden können.

In soweit sind jeweils die Wahrnehmungsberechtigten des Verstorbenen um Erlaubnis zu fragen, um sich rechtlich gegen Ansprüche abzusichern. Grundsätzlich sind dies die nahen Angehörigen, allerdings kann der Verstorbene auch jemand zur Wahrnehmung seiner Interessen nach seinem Tod bestimmt haben, in sofern wäre dieser hierzu berechtigt.
V. Fazit
Zusammengefasst kann man sagen, dass sich bei der Forschung für den privaten Zweck keine großen Einschränkungen ergeben. Die Entstehung von Unterlassungs- und Schadensersatzansprüchen ist dabei grundsätzlich nicht zu befürchten.
Etwas anderes ergibt sich wie dargestellt allerdings bei der Veröffentlichung von diesen Forschungsergebnissen. Hier sollte in jedem Fall eine Erlaubnis der betroffenen Personen und unter Umständen auch der nahen Verwandten von betroffenen Verstorbenen eingeholt werden, um die Entstehung von Ansprüchen zu verhindern.
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